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I N H A L T S V E R Z E I C H N I S 

 
B.  Verordnungen, Verfügungen und 

Bekanntmachungen der Bezirksregierung 

 

 

 

 

 

 
 

 

Beilage zu Ziffer 235: Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen der Stadt    
Grevenbroich und dem Rhein-Kreis Neuss über die Betreuung des Archivguts    
der Stadt Grevenbroich durch den Rhein-Kreis Neuss 
 
 

B. Verordnungen, Verfügungen und 
Bekanntmachungen der 

Bezirksregierung 
 
 

 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
zwischen der Stadt Grevenbroich 
und dem Rhein-Kreis Neuss über 
die Betreuung des Archivguts der 
Stadt Grevenbroich durch den 
Rhein-Kreis Neuss 

 
Bezirksregierung Düsseldorf 
31.01.01-GkG-NE-67 
 

Düsseldorf, den 26. September 2024 
 

Hiermit mache ich gemäß § 24 Abs. 3 des Gesetzes 
über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 01.10.1979 
(GV.NRW.S.621/SGV.NRW.202), in der zur Zeit 
geltenden Fassung die nachstehende öffentlich-

rechtliche Vereinbarung zwischen dem Rhein-Kreis 
Neuss und der Stadt Grevenbroich über die Betreu-
ung des Archivguts der Stadt Grevenbroich durch 
den Rhein-Kreis Neuss vom 10.07.2024 bekannt. 
 
Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen 
der Stadt Grevenbroich und dem Rhein-Kreis 
Neuss über die Betreuung des Archivguts der 
Stadt Grevenbroich durch den Rhein-Kreis 
Neuss 
 

Genehmigung 
 

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen 
dem Rhein-Kreis Neuss und der Stadt Grevenbroich 
über die Betreuung des Archivguts der Stadt Gre-
venbroich durch den Rhein-Kreis Neuss vom 
10.07.2024 wird hiermit aufsichtsbehördlich geneh-
migt. 
 
Rechtsgrundlage hierfür ist § 24 Abs. 2 in Verbin-
dung mit § 29 Abs. 4 Satz 2 Ziffer 1 b) des Gesetzes 
über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der 
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Fassung der Bekanntmachung vom 01.10.1979 
(GV. NRW. S. 621 / SGV. NRW. 202) in der zurzeit 
gültigen Fassung. 
 
Hinweis: 
Die Veröffentlichung der Vereinbarung wie auch 
meiner Genehmigung im Amtsblatt für den Regie-
rungsbezirk Düsseldorf habe ich heute veranlasst. 
Das Amtsblatt kann unter dem Link http://www.be-
zregduesseldorf.nrw.de/wirueberuns/Amtsblatt/in-
dex.jsp aufgerufen werden. 
 
Auf § 24 Absatz 3 Satz 2 GKG weise ich hin. 
 

-siehe Beilage zu Ziffer 235- 
 
i.A.  
Lena Voß 
 

Abl. Bez. Reg. Ddf S.337 
 
 
 

 Bestellung von bevollmächtigten   
Bezirksschornsteinfegern (m/w/d) 
(Martin Haehnel) 

 
Bezirksregierung Düsseldorf 
34.02.02.02-NE8 
 

Düsseldorf, den 07. Oktober 2024 
 

Mit Wirkung zum 01.03.2025 wurde Herr Martin 
Haehnel für die Dauer von sieben Jahren zum        
bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger für den 
Kehrbezirk Nr. 8 in Neuss bestellt. 
Der Kehrbezirk Neuss 8 umfasst in Grevenbroich 
die Ortsteile Wevelinghoven, Langwaden, 
Hülchrath und Kapellen sowie Neuss Helpenstein. 
 
Im Auftrag 
gez. Susanne Wincek 

 
Abl. Bez. Reg. Ddf S.338 

 
 
 

 Bestellung von bevollmächtigten  
Bezirksschornsteinfegern (m/w/d) 
(Guido Knuppertz) 

 
Bezirksregierung Düsseldorf 
34.02.02.02-NE13 
 

Düsseldorf, den 08. Oktober 2024 
 

Mit Wirkung zum 01.03.2025 wurde Herr Guido 
Knuppertz für die Dauer von sieben Jahren zum    
bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger für den 
Kehrbezirk Nr. 13 in Neuss bestellt. 
Der Kehrbezirk Neuss 13 umfasst in der Stadt        
Jüchen die Ortsteile Hochneukirch, Hackhausen, 
Jüchen, Schaan, Kelzenberg, Mürmeln, Herberath, 

Jüchenbroich, Bissen, Neu-Garzweiler, Neu-Pries-
terath, Neu-Stolzenberg, Neu-Spenrath, Neu-Ot-
zenrath und Neu-Holz. 
 
Im Auftrag 
gez. Susanne Wincek 
 

Abl. Bez. Reg. Ddf S.338 

 
 

 Bekanntmachung über die genehmi-
gungsfreie Zulässigkeit für ein Vor-
haben der Akzo Nobel Hilden 
GmbH in Hilden 

 
Bezirksregierung Düsseldorf 
53.04-0199784-0002-A15-0066/24 
 

Düsseldorf, den 07. Oktober 2024 
 

Bekanntmachung über die genehmigungsfreie 
Zulässigkeit für ein Vorhaben der Akzo Nobel 
Hilden GmbH in Hilden 
 
Anzeige nach § 15 Abs. 1 und Abs. 2 a BImSchG 
zur störfallrelevanten Änderung der Lackher-
stellung durch den Umbau am Tanklager 6 
 
Die Akzo Nobel Hilden GmbH betreibt am Standort 
an der Düsseldorfer Str. 96-100 in 40721 Hilden 
eine nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) genehmigungsbedürftige Anlage zur 
Herstellung von Farben und Lacken (Lackherstel-
lung). Die Genehmigungsbedürftigkeit der v. g.   
Anlage ergibt sich aus § 1 i. V. m. Nr. 4.10 des     
Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbe-
dürftige Anlagen (4. BImSchV). Bei dem Betriebs-
gelände der Akzo Nobel Hilden GmbH handelt es 
sich aufgrund des Vorhandenseins von gefährlichen 
Stoffen, die die in Anhang 1 der Störfall-Verord-
nung (12. BImSchV) genannten Mengenschwellen 
erreichen oder überschreiten, um einen Betriebsbe-
reich der oberen Klasse gemäß § 3 Abs. 5 a BIm-
SchG i. V. m. § 2 Nr. 2 der 12. BImSchV. In der 
Lackherstellung werden Stoffe gehandhabt, die 
dem Anwendungsbereich der Störfall-Verordnung 
unterliegen, so dass die Anlage sicherheitsrelevan-
ter Teil des Betriebsbereiches ist. 
  
Gegenstand der vorliegenden störfallrelevanten   
Änderung ist eine Tankumbelegung in drei Tanks 
des Tanklagers 6 mit entsprechender geänderter 
Verrohrung und Errichtung und Betrieb zusätzli-
cher Förderpumpen. Auf Grund der angezeigten 
Maßnahmen wird die Verladezeit mittels Pumpen 
verkürzt.  
 
Im Hinblick auf verursachte Geräuschemissionen, 
luftgetragene Emissionen, entstehende Abfälle     
sowie das Abwasser sind mit dem Vorhaben im 
Vergleich zum Status Quo keine nachteiligen Aus-
wirkungen verbunden. Im Ergebnis ist festzustellen, 

http://www.bezregduesseldorf.nrw.de/wirueberuns/Amtsblatt/index.jsp
http://www.bezregduesseldorf.nrw.de/wirueberuns/Amtsblatt/index.jsp
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dass eine Wesentlichkeit der angezeigten Änderung 
i. S. d. § 16 Abs. 1 BImSchG nicht vorliegt und     
somit ein Änderungsgenehmigungsverfahren ent-
behrlich ist.  
 
Den Anzeigeunterlagen liegt auch eine anlagensi-
cherheitstechnische Stellungnahme einer nach § 29 
b BImSchG anerkannten sachverständigen Person 
bei. Nach Prüfung der Anzeige gemäß § 15 Abs.      
2 a BImSchG ist demnach ferner festzustellen, dass 
gutachterlich bestätigt durch die störfallrelevante 
Änderung der angemessene Sicherheitsabstand zu 
benachbarten Schutzobjekten nicht erstmalig unter-
schritten, der bereits unterschrittene Sicherheitsab-
stand räumlich nicht noch weiter unterschritten     
sowie keine erhebliche Gefahrenerhöhung ausge-
löst wird. Ebenfalls gutachterlich bestätigt wird der 
Stand der Sicherheitstechnik. Die störfallrelevante 
Änderung bedarf somit keiner Genehmigung nach 
§ 16 a BImSchG. 
 
Im Auftrag 
gez. Dietmar Schöbernig 
 

Abl. Bez. Reg. Ddf S.338 
 
 

 Bekanntmachung über die genehmi-
gungsfreie Zulässigkeit für ein Vor-
haben der Axalta Coating Systems 
Germany GmbH & Co. KG in Wup-
pertal 

 
Bezirksregierung Düsseldorf 
53.04-0075330-0002-A15-0151/24 
 

Düsseldorf, den 08. Oktober 2024 
 
Bekanntmachung über die genehmigungsfreie     
Zulässigkeit für ein Vorhaben der Axalta 
Coating Systems Germany GmbH & Co. KG in 
Wuppertal 
 
Anzeige nach § 15 Abs. 1 und Abs. 2 a BImSchG 
zur störfallrelevanten Änderung der Kunstharz-
fertigung durch diverse Instandhaltungs- und 
Verbesserungsmaßnahmen in Gebäude 219 
(2024) 
 
Die Axalta Coating Systems Germany GmbH & 
Co. KG betreibt am Standort an der Märkische 
Straße 243 in 42281 Wuppertal eine nach dem Bun-
des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) genehmi-
gungsbedürftige Anlage zur Herstellung von Kunst-
harzen. Die Genehmigungsbedürftigkeit der v. g. 
Anlage ergibt sich aus § 1 i. V. m. Nr. 4.1.8 des An-
hangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. BImSchV). Bei dem Betriebsge-
lände der Axalta Coating Systems Germany GmbH 
& Co. KG handelt es sich aufgrund des Vorhan-
denseins von gefährlichen Stoffen, die die in         
Anhang 1 der Störfall-Verordnung (12. BImSchV) 

genannten Mengenschwellen erreichen oder über-
schreiten, um einen Betriebsbereich der oberen 
Klasse gemäß § 3 Abs. 5 a BImSchG i. V. m. § 2 
Nr. 2 der 12. BImSchV. In der Kunstharzfertigung 
werden Stoffe gehandhabt, die dem Anwendungs-
bereich der Störfall-Verordnung unterliegen, so 
dass die Anlage sicherheitsrelevanter Teil des Be-
triebsbereiches ist.  
 
Gegenstand der vorliegenden störfallrelevanten  
Änderung ist die Durchführung von diversen          
Instandhaltungs- und Verbesserungsmaßnahmen in 
Gebäude 219 (2024). Zur Optimierung des Produk-
tionsablaufs und im Sinne einer vorausschauenden 
Instandhaltung werden verschiedene Maßnahmen 
in Gebäude 219 bzw. dem Gebäudekomplex 
211a/213/215/219 vorgenommen. Dabei handelt es 
sich um die Montage bzw. Demontage sowie den 
Austausch und die Außerbetriebnahme von Anla-
genteilen der Kunstharzanlage. 
 
Im Hinblick auf verursachte Geräuschemissionen, 
luftgetragene Emissionen, entstehende Abfälle     
sowie das Abwasser sind mit dem Vorhaben im 
Vergleich zum Status Quo nachteilige Auswirkun-
gen verbunden, die offensichtlich geringfügig sind. 
Im Ergebnis ist festzustellen, dass eine Wesentlich-
keit der angezeigten Änderung i. S. d. § 16 Abs. 1 
BImSchG nicht vorliegt und somit ein Änderungs-
genehmigungsverfahren entbehrlich ist.  
 
Nach Prüfung der Anzeige gemäß § 15 Abs. 2 a 
BImSchG ist ferner festzustellen, dass durch die 
störfallrelevante Änderung der angemessene          
Sicherheitsabstand zu benachbarten Schutzobjekten 
nicht erstmalig unterschritten, der bereits unter-
schrittene Sicherheitsabstand räumlich nicht noch 
weiter unterschritten sowie keine erhebliche Gefah-
renerhöhung ausgelöst wird. Die störfallrelevante 
Änderung bedarf somit keiner Genehmigung nach 
§ 16 a BImSchG. 
 
Im Auftrag 
gez. Kristine Jaenichen 
 

Abl. Bez. Reg. Ddf S.339 

 
 
 
 

 Bekanntmachung über die genehmi-
gungsfreie Zulässigkeit für ein Vor-
haben der BASF Personal Care and 
Nutrition GmbH in Düsseldorf 

 
Bezirksregierung Düsseldorf 
53.04-9350370-0035-A15-0103/24 
 

Düsseldorf, den 08. Oktober 2024 
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Bekanntmachung über die genehmigungsfreie 
Zulässigkeit für ein Vorhaben der BASF Perso-
nal Care and Nutrition GmbH in Düsseldorf 
 
Anzeige nach § 15 Abs. 1 und Abs. 2 a BImSchG 
zur störfallrelevanten Änderung der Anlage zur 
Herstellung von Polymeren mittels Anpassung 
von Sicherheitsmaßnahmen durch Ausführung 
von Temperatursensoren als PLT-Betriebsein-
richtungen mit Sicherheitsfunktion gemäß VDI 
2180 an bestehenden klimatisierten bauartzuge-
lassenen Lagerregalcontainern. 
 
Die BASF Personal Care and Nutrition GmbH be-
treibt am Standort an der Henkelstraße 67 in 40589 
Düsseldorf eine nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz (BImSchG) genehmigungsbedürftige 
Anlage zur Herstellung von Polymeren. Die Geneh-
migungsbedürftigkeit der v. g. Anlage ergibt sich 
aus § 1 i. V. m. Nr. 4.1.21 des Anhangs 1 der Ver-
ordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. 
BImSchV). Bei dem Betriebsgelände der BASF 
Personal Care and Nutrition GmbH handelt es sich 
aufgrund des Vorhandenseins von gefährlichen 
Stoffen, die die in Anhang 1 der Störfall-Verord-
nung (12. BImSchV) genannten Mengenschwellen 
erreichen oder überschreiten, um einen Betriebsbe-
reich der oberen Klasse gemäß § 3 Abs. 5 a BIm-
SchG i. V. m. § 2 Nr. 2 der 12. BImSchV. In der 
Anlage zur Herstellung von Polymeren werden 
Stoffe gehandhabt, die dem Anwendungsbereich 
der Störfall-Verordnung unterliegen, so dass die 
Anlage sicherheitsrelevanter Teil des Betriebsberei-
ches ist.  
 
Gegenstand der vorliegenden störfallrelevanten  
Änderung ist die Anpassung von Sicherheitsmaß-
nahmen durch Ausführung von Temperatursenso-
ren als PLT-Betriebseinrichtungen mit Sicherheits-
funktion gemäß VDI 2180 an bestehenden bauart-
zugelassenen klimatisierten Lagercontainern       
[Regalsysteme zur Lagerung von ortsbeweglichen 
Gebinden (u.a. IBCs, Fässer, Kanister, Säcke), in 
denen Einsatzstoffe gelagert werden.] 
 
Die Produktionsanlage (Polymer-Reaktionsanlage, 
BE 537.50) selbst ist von der angezeigten Änderung 
nicht betroffen. Das heißt, es werden mittels dieser 
Anzeige keine neuen Stoffe eingeführt, keine         
genehmigten Produktionsverfahren geändert oder 
die genehmigte Produktionskapazität erhöht. Die 
Anlagentechnik, welche für den Produktionspro-
zess erforderlich ist, bleibt bestehen und erfährt 
keine Änderung.  
 
Im Hinblick auf verursachte Geräuschemissionen, 
luftgetragene Emissionen, entstehende Abfälle     
sowie das Abwasser sind mit dem Vorhaben im 
Vergleich zum Status Quo keine nachteiligen Aus-
wirkungen verbunden. Im Ergebnis ist festzustellen, 
dass eine Wesentlichkeit der angezeigten Änderung 
i. S. d. § 16 Abs. 1 BImSchG nicht vorliegt und     

somit ein Änderungsgenehmigungsverfahren ent-
behrlich ist.  
 
Den Anzeigeunterlagen liegt auch eine anlagensi-
cherheitstechnische Stellungnahme einer nach § 29 
b BImSchG anerkannten sachverständigen Person 
bei. Nach Prüfung der Anzeige gemäß § 15 Abs. 2 
a BImSchG ist demnach ferner festzustellen, dass 
gutachterlich bestätigt durch die störfallrelevante 
Änderung der angemessene Sicherheitsabstand zu 
benachbarten Schutzobjekten nicht erstmalig unter-
schritten, der bereits unterschrittene Sicherheitsab-
stand räumlich nicht noch weiter unterschritten     
sowie keine erhebliche Gefahrenerhöhung ausge-
löst wird. Ebenfalls gutachterlich bestätigt wird der 
Stand der Sicherheitstechnik. Die störfallrelevante 
Änderung bedarf somit keiner Genehmigung nach 
§ 16 a BImSchG. 
 
Im Auftrag 
gez. Dietmar Schöbernig 

 
Abl. Bez. Reg. Ddf S.339 
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Veröffentlichungsersuche für das Amtsblatt und den Öffentlichen Anzeiger – Beilage zum Amtsblatt – sind nur an die  
Bezirksregierung – Amtsblattverwaltung – in 40474 Düsseldorf zu richten. 

Das Amtsblatt mit dem Öffentlichen Anzeiger erscheint wöchentlich 
  

Redaktionsschluss: Mittwoch der Vorwoche 10.00 Uhr. 
 

Laufender Bezug nur im Abonnement. Bezugspreis jährlich 25,00 € zzgl. Versandkosten jährlich 51,00 €. 
 

Einrückungsgebühr für die zweispaltige Zeile oder deren Raum 1,00 €.  
Für das Belegblatt werden 1,00 € zzgl. 1,60 € Versandkosten erhoben.  

Bezug von Einzellieferungen: 2,00 € zzgl. 1,60 € Versandkosten, werden zum Jahresende per Rechnung ausgewiesen. 
 

In den Bezugs- und Einzelpreisen ist keine Umsatzsteuer i. S. d. § 14 UStG enthalten. 
 

Abonnementsbestellungen und -kündigungen wie folgt: 
Zum 30.06. eines Jahres – Eingang bis 01.04. 
Zum 31.12. eines Jahres – Eingang bis 01.10. 

 
Bezug durch die Bezirksregierung Düsseldorf 

Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf, 
Auskunft unter Tel: 0211-475-2232 

Email: amtsblatt@brd.nrw.de 
 

Adressänderungen, Kündigungen etc. ausschließlich an die Bezirksregierung Düsseldorf 
Druck, Vertrieb und Herausgeber: Bezirksregierung Düsseldorf 

Amtsblatt 

für den Regierungsbezirk Düsseldorf

Bezirksregierung Düsseldorf 

40474 Düsseldorf 
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